
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Wiese. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Gitta Connemann, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Is-

rael brenne“-Sprechchöre, Davidsterne an Haustüren von 
Juden oder aber Molotowcocktails auf eine Synagoge: 
Deutschland – nicht 1933, sondern gestern. Judenhass 
gab es immer in diesem Land, leider. Aber der öffentliche 
Fokus richtete sich im Wesentlichen auf Neonazis. Und 
ja, dieser rechte braune Mob ist widerwärtig, auch der 
braune Mob in diesem Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN – Zurufe von der AfD: Jämmer-
lich! Jämmerlich! – Ekelhaft! – Gegenruf: Ja, 
wenn man sich angesprochen fühlt!)

Aber er steht nicht allein. Ausgeblendet wurde über lange 
Zeit der importierte Judenhass. Dabei ist das Tragen der 
Kippa in Neukölln oder Marxloh schon lange eine Mut-
probe. Jetzt geht Wegschauen aber nicht mehr. West-
europa wird von einer Welle des Judenhasses überspült, 
auch Deutschland. Aus propalästinensischen Kund-
gebungen werden Krawalle mit brennenden Barrikaden 
und Angriffen auf Einsatzkräfte – gestern. Radikale Mus-
lime mit Rechtsradikalen, vereint mit Linksextremisten, 
schreien die Parolen der Hamas – gestern. Eine Terror-
organisation, die nur ein Ziel hat: die Vernichtung Israels 
und die Auslöschung aller Juden. In aller Deutlichkeit: 
Hamas führt keinen palästinensischen Freiheitskampf – 
Hamas will den Genozid.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Wir sind uns hier weitgehend einig: Wir stehen an der 
Seite Israels. Wir stehen an der Seite unserer jüdischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger in Deutschland, klar und 
unumstößlich. Und dennoch verlieren sie das Vertrauen 
in ihre Sicherheit. Dabei stehen wir erst am Anfang. Israel 
muss sich verteidigen. Wenn Israel die Waffen niederlegt, 
wird es vernichtet. Aber mit der Bodenoffensive wird es 
Bilder geben von Toten in Gaza. Die Hamas verschanzt 
sich hinter ihrer eigenen palästinensischen Zivilbevölke-
rung. Und wir werden eine neue Dimension des Social- 
Media-Terrors erleben – wie gestern. Da wird aus der 
fehlgeleiteten Dschihad-Rakete auf dem Parkplatz ein 
Angriff Israels auf ein Krankenhaus. Viele Medien in 
Deutschland haben diese Lüge unreflektiert weitergege-
ben und sind ihrer Verantwortung nicht nachgekommen.

Botschafter Ron Prosor hat uns gewarnt und um unsere 
Solidarität gebeten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, da-
für müssen wir in diesem Haus zusammenstehen, frakti-
onsübergreifend; denn es wird auch um uns einsamer 
werden. Der Antisemitismus ist nämlich nicht nur links 
oder rechts. Es gibt ihn in vielen Facetten. Wir erleben es 
in popularphilosophischen Podcasts, im Kulturbetrieb, an 

Universitäten. Dumme Klischees, Verschwörungs-
mythen, Kolonialismusvorwürfe und BDS – und daneben 
dröhnendes Schweigen. Diejenigen, die sonst immer so 
laut und so korrekt sind, schweigen oder sagen „Ja, 
aber …“, „Ich habe ja nichts gegen Juden, aber …“.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen: Es gibt nichts 
zu relativieren. Ein Pogrom bleibt ein Pogrom. Wer für 
die Hamas oder Hisbollah Verständnis zeigt, entwertet 
unsere Zivilisation.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich schäme mich für das Bild, das wir gestern boten, das 
wir wahrscheinlich auch in den nächsten Wochen bieten. 
Wir müssen es ändern, sofort. Denn „Nie wieder!“ ist 
jetzt.

Dazu gehört das Eingeständnis: Unsere Migrations-
politik

(Beatrix von Storch [AfD]: … ist gescheitert!)

ist gescheitert. Wir haben Menschen aufgenommen, ohne 
ihnen klar und deutlich zu sagen, was wir von ihnen 
erwarten. Wir müssen wehrhafter werden.

(Zurufe der Abg. Maja Wallstein [SPD] und 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das geht nur über das Staatsangehörigkeitsrecht. Das 
Bekenntnis zur Existenz Israels muss zwingende Einbür-
gerungsvoraussetzung werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Antisemitische Mehrstaatler müssen ausgebürgert wer-
den.

Deshalb werden wir auch keine Flüchtlinge aus Gaza 
aufnehmen können. Wer dem Hass auf Israel jetzt die Tür 
öffnet, lässt unsere jüdischen Mitbürger im Stich.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja rassis-
tisch!)

Und wir müssen wehrhafter werden. Jede antisemitische 
Straftat muss verfolgt werden, konsequent, mit voller 
Härte. Aber auch Medien, vorneweg der öffentlich-recht-
liche Rundfunk, müssen endlich berichten – reflektiert 
und selbstkritisch. Wir müssen Antisemiten zur Rechen-
schaft ziehen, auch im Kulturbetrieb.

(Beatrix von Storch [AfD]: Auf der Regie-
rungsbank!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Die Kunstfreiheit darf keinen Antisemitismus erlau-

ben.

(Beifall der Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU])
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Das gilt auch für Gastprofessuren ehemaliger Docu-

menta-Kuratoren.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Wir müssen hinschauen. „Nie wieder!“ ist jetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Johannes Arlt 
[SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bevor ich der Bundesministerin das Wort erteile, will 

ich Sie, Frau Kollegin Connemann, darauf hinweisen, 
dass ich die Begriffswahl vom „braunen Mob“ hier im 
Hause für unangemessen halte.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Aber wer hat sich 
denn angesprochen gefühlt? – Gegenruf des 
Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Tun Sie 
doch nicht so! – Weiterer Gegenruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

– Frau Kollegin, noch einmal: Darum geht es jetzt gar 
nicht. Ich bitte noch einmal, zu akzeptieren, dass Erklä-
rungen von mir der Erörterung hier im Hause entzogen 
sind.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Die Verwendung 
„Sprechpuppe“ ist aber auch nicht parlamenta-
risch!)

Ich spreche hier nicht als Wolfgang Kubicki von den 
Freien Demokraten, sondern als sitzungsleitender Prä-
sident, der dafür Sorge tragen muss, dass die Debatte 
einigermaßen vernünftig, ordentlich und gesittet über 
die Bühne geht.

(Nina Warken [CDU/CSU]: „Sprechpuppe“ 
darf man sagen?)

Als nächste Rednerin hat für die Bundesregierung die 
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Lisa Paus, das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Beatrix von Storch [AfD]: Der „braune 
Mob“ hier rechts von uns! Ich spreche nieman-
den persönlich an! – Gegenruf der Abg. 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Keiner fühlt sich 
angesprochen!)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen Ab-
geordnete! Werte Zuschauende! Ich komme direkt aus 
einem Gespräch mit dem Kompetenznetz Antisemitis-

mus, kurz: KOMPAS. Es besteht aus fünf erfahrenen 
Trägern der Antisemitismusprävention. Seit dem 7. Okto-
ber, dem Terrorüberfall der Hamas auf Israel, können sie 
sich vor Anfragen nicht mehr retten. Schockierte Men-
schen rufen an: Jüdinnen und Juden suchen psycho-
logische Betreuung, Lehrer/-innen Unterstützung, um 
aufgeregte Diskussionen in Klassenzimmern zu moderie-
ren. Es ist schwer, sachliche Diskussionen zu führen, 
wenn die Bilder so furchtbar und so dramatisch sind 
und viele eine emotionale Beziehung zum Ort des Ge-
schehens haben, und das haben viele Menschen in 
Deutschland.

Ich weiß nicht, wie viele Abgeordnete hier im Deut-
schen Bundestag von der Erkenntnis politisiert wurden, 
dass Deutschland für die Shoah verantwortlich ist – die 
Shoah, die in Konsequenz zur Gründung des Staates Is-
rael geführt hat. Ich bin eine dieser Abgeordneten. Des-
halb ist für mich klar: Das Existenzrecht Israels ist durch 
nichts zu relativieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Die Solidarität mit Israel, sie ist historische Verpflich-
tung, und sie ist Teil unserer Staatsräson. Deshalb ist es 
richtig, dass die Außenministerin Annalena Baerbock 
und Bundeskanzler Olaf Scholz unmittelbar, auch vor 
Ort, gezeigt haben, dass sie Israels Recht auf Selbstver-
teidigung unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deshalb ist es auch richtig, dass es verboten ist, Symbole 
der Terrororganisation Hamas zu zeigen und ihre Untaten 
damit zu feiern. Das ist nach deutschem Recht eine Straf-
tat, und das muss entsprechend durchgesetzt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deswegen ist es insgesamt so wichtig, dass wir das 
klare Signal senden: Wir stehen auch an der Seite der 
Jüdinnen und Juden in Deutschland. Wir tun alles, was 
wir können, für ihre Sicherheit. Wir fühlen mit denjeni-
gen, die Angehörige verloren haben. Die Bundesregie-
rung wird auch alles Mögliche tun, damit verschleppte 
Angehörige wieder freikommen.

Ich bin froh, dass wir exzellente Expertinnen und Ex-
perten für Antisemitismusprävention haben; denn die ak-
tuelle Situation zeigt, wie wichtig das ist. Im Rahmen 
unseres Bundesprogramms „Demokratie leben!“ fördern 
wir seit 2020 KOMPAS, das Kompetenznetzwerk gegen 
Antisemitismus. Es stellt fachliche Beratung bereit, und 
es transferiert erfolgreiche Präventionsansätze in kom-
munale Strukturen; denn antisemitische und israelfeind-
liche Einstellungen nehmen in Deutschland zu.

Und es gibt nicht nur den einen Antisemitismus. Es 
gibt Verschwörungsdenken mit kapitalismus- oder impf-
kritischer Ummäntelung,

(Beatrix von Storch [AfD]: „Impfkritisch“! 
Ganz schlimm! Antisemitismus in der schärfs-
ten Form!)
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